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9. 
Gesetz 

über eine Änderung des Wettengesetzes*)  

 
Der Landtag hat beschlossen: 

 
Das Wettengesetz, LGBl.Nr. 18/2003, in der 

Fassung LGBl.Nr. 27/2005 und Nr. 1/2008, wird 
wie folgt geändert: 
 
1. Im Titel des Gesetzes wird nach dem Wort „Wet-

ten“ die Wortfolge „sowie die Vermittlung von 
Wettkunden“ eingefügt. 

 
2. Vor dem § 1 wird folgende Abschnittsbezeich-

nung eingefügt: 
 

„1. Abschnitt 
Allgemeines“ 

 
3. Die Überschrift des § 1 lautet: 
 

„§ 1 
Geltungsbereich, Begriffe“ 

 
4. Im § 1 Abs. 1 wird die Wortfolge „durch Buch-

macher und Totalisateure“ durch die Wortfolge 
„sowie die Vermittlung von Wettkunden durch 
Wettunternehmer“ ersetzt. 

 
5. Der § 1 Abs. 2 lautet: 

„(2) Wettunternehmer ist, wer Wetten ge-
werbsmäßig abschließt (Buchmacher), wer Wet-

ten gewerbsmäßig vermittelt (Totalisateur) oder 
wer Wettkunden gewerbsmäßig vermittelt (Ver-
mittler von Wettkunden).“ 

 
6. Im § 1 Abs. 3 entfällt das Wort „Veranstaltun-

gen“. 
 
7. Nach dem § 1 Abs. 3 werden folgende Abs. 4 

und 5 eingefügt: 
„(4) Betriebsstätte im Sinne dieses Gesetzes 

ist jede Einrichtung, in der ein Wettunterneh-
mer einer Person die Teilnahme an einer Wette 
ermöglicht. Im Falle einer Ausübung der Tätig-
keit über ein elektronisches Medium, das einer 
Person die Teilnahme an einer Wette außerhalb 
einer Betriebsstätte im Sinne des ersten Satzes 
ermöglicht, gilt als Betriebsstätte jener Ort, von 
dem aus der Wettunternehmer die Daten für das 
Medium bereitstellt. 

(5) Wettterminal im Sinne dieses Gesetzes 
ist eine technische Einrichtung in einer Betriebs-
stätte, die geeignet ist, einer Person unmittelbar 
die Teilnahme an einer Wette zu ermöglichen.“ 

 
8. Im § 1 werden die bisherigen Abs. 4 bis 6 als 

Abs. 6 bis 8 bezeichnet; im nunmehrigen Abs. 6 
wird nach dem Ausdruck „verletzen,“ die Wort-
folge „sowie Wetten während eines laufenden 
Ereignisses (Livewetten), ausgenommen Live-

 
_________________________________  
*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2005/60/EG. 
 Dieses Gesetz wurde unter Einhaltung der Bestimmungen der Richtlinie 98/34/EG notifiziert.  
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wetten auf das Endergebnis,“ eingefügt. 
 
9. Vor dem § 2 wird folgende Abschnittsbezeich-

nung eingefügt: 
 

„2. Abschnitt 
Bewilligung und Anzeige“ 

 
10. Der § 2 lautet: 
 

„§ 2 
Bewilligungs- und Anzeigepflicht 

(1) Die Tätigkeit eines Wettunternehmers in 
einer oder mehreren Betriebsstätten im Land 
bedarf einer Bewilligung der Landesregierung.  

(2) Die Verlegung einer Betriebsstätte, die 
Hinzunahme einer neuen Betriebsstätte oder die 
Hinzunahme oder der Austausch eines Wett-
terminals bedürfen der Anzeige an die Landes-
regierung.“ 

 
11. Der § 3 Abs. 1 lautet: 

„(1) Die Bewilligung ist natürlichen Perso-
nen zu erteilen, wenn  
a) sie eigenberechtigt sind, 
b) sie die österreichische Staatsbürgerschaft 

besitzen oder nach dem Recht der Europäi-
schen Union oder aufgrund eines Staatsver-
trages gleichzustellen sind, 

c) sie die erforderliche Zuverlässigkeit besitzen 
(§ 5), 

d) für die beantragte Betriebstätte noch keine 
Bewilligung nach diesem Gesetz für eine 
andere Person erteilt wurde, 

e) sie eine Bankgarantie vorlegen (§ 6), 
f) sie ein Wettreglement vorlegen (§ 7) und 
g) sie für jede Betriebsstätte eine verantwort-

liche Person namhaft machen, die die Vor-
aussetzungen nach lit. a bis c erfüllt und in 
der Lage ist, die Einhaltung der Bestimmun-
gen dieses Gesetzes zu überwachen.“ 

 
12. Im § 3 Abs. 2 wird die Wortfolge „Personenge-

sellschaften des Unternehmensrechtes (offene 
Gesellschaften und Kommanditgesellschaften)“ 
durch die Wortfolge „eingetragenen Personen-
gesellschaften“ ersetzt.  

 
13. Im § 3 Abs. 2 lit. c entfällt die Wortfolge „oder 

Pächter“. 
 
14. Nach dem § 3 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 

eingefügt und die bisherigen Abs. 3 bis 5 wer-
den als Abs. 4 bis 6 bezeichnet: 
„(3) Wird die Tätigkeit eines Wettunternehmers 
über ein Wettterminal ausgeübt, darf die 
Bewilligung abgesehen von den Voraussetzun-
gen nach Abs. 1 oder 2 nur erteilt werden, wenn 

a) der Bewilligungswerber höchstens zwei Be-
triebsstätten mit je höchstens drei Wettter-
minals betreibt,  

b) der Bewilligungswerber bzw. eine Person, 
die als Gesellschafter oder sonst auf einen 
Bewilligungswerber nach Abs. 2 einen be-
herrschenden Einfluss hat, keinen beherr-
schenden Einfluss auf eine andere juristi-
sche Person oder eingetragene Personenge-
sellschaft, die eine Tätigkeit nach Abs. 2 in 
Verbindung mit Abs. 3 ausübt, hat; dies gilt 
nur, wenn die betroffene Person dadurch 
einen beherrschenden Einfluss auf den Be-
trieb von mehr als zwei Betriebsstätten mit 
einem Wettterminal hätte, 

c) der Bewilligungswerber über die beantragte 
Betriebsstätte verfügungsberechtigt ist, 

d) die beantragte Betriebsstätte mindestens 100 
Meter von der nächsten Betriebsstätte mit 
einem Wettterminal sowie von Kindergär-
ten, Schulen, Kinder- und Jugendspielplät-
zen, u.dgl. entfernt ist und 

e) die Wettterminals die Eigenschaften nach 
§ 7a erfüllen.“ 

 
15. Im nunmehrigen § 3 Abs. 4 werden der Aus-

druck „oder 2“ durch den Ausdruck „bis 3“ er-
setzt und folgender Satz angefügt: 
„Im Falle der Ausübung der Tätigkeit über ein 
Wettterminal ist insbesondere auch ein techni-
sches Gutachten eines allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen über 
die Einhaltung der Bestimmungen nach § 7a 
vorzulegen.“ 

 
16. Dem nunmehrigen § 3 Abs. 5 wird folgender 

Satz angefügt: 
„Über die Erteilung der Bewilligung ist die Ge-
meinde zu verständigen.“ 
 

17. Der nunmehrige § 3 Abs. 6 lautet: 
„(6) Die Bewilligung ist unter Auflagen und 

Bedingungen zu erteilen, wenn dies erforderlich 
ist, um eine ordnungsgemäße Ausübung der Tä-
tigkeit zu gewährleisten. Im Falle der Ausübung 
der Tätigkeit über ein Wettterminal muss im 
Bewilligungsbescheid auch die Seriennummer 
des Wettterminals angeführt werden. Die erst-
malige Bewilligung ist auf längstens drei Jahre, 
jede neuerliche Bewilligung auf längstens fünf 
Jahre zu befristen.“ 

 
18. Der § 4 Abs. 1 lautet: 

„(1) Die Anzeige über die Verlegung oder 
die Hinzunahme einer Betriebsstätte oder die 
Hinzunahme oder den Austausch eines Wettter-
minals ist von der Landesregierung zur Kennt-
nis zu nehmen, wenn die Voraussetzungen nach 
§ 3 Abs. 1 bis 3 vorliegen, sonst ist die Maßnah-
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me zu untersagen. § 3 Abs. 4 und 5 sowie Abs. 6 
zweiter Satz gelten sinngemäß.“ 

 
19. Im § 4 Abs. 2 wird das Wort „vier“ durch das 

Wort „acht“ ersetzt. 
 
20. Im § 4 Abs. 3 wird das Wort „Behörde“ durch 

das Wort „Landesregierung“ ersetzt. 
 
21. Der § 4 Abs. 4 entfällt. 
 
22. Im § 5 Abs. 2 lit. a wird am Ende des ersten 

Satzes der Punkt durch einen Strichpunkt er-
setzt und folgender Teilsatz eingefügt:  
„weiters wenn er von einem Gericht wegen Ver-
stoßes gegen § 168 des Strafgesetzbuches ver-
urteilt worden ist, sofern die Verurteilung nicht 
getilgt ist.“ 

 
23. Der § 5 Abs. 2 lit. c lautet: 

„c) er wegen schwer wiegender Verstöße gegen 
Bestimmungen dieses Gesetzes, insbeson-
dere wegen Übertretungen nach § 15 Abs. 1 
lit. a bis c oder h, wegen Verstoßes gegen 
das Verbot nach § 4 des Spielapparategeset-
zes oder gegen § 52 Abs. 1 des Glücksspiel-
gesetzes oder wegen Verstoßes gegen § 17 
des Abgabengesetzes, sofern dieser Verstoß 
die Abgabe für das Aufstellen oder den Be-
trieb von Wettterminals betrifft, mehr als 
einmal bestraft worden ist und seit den ein-
schlägigen Bestrafungen nicht mehr als fünf 
Jahre vergangen sind. Dies gilt auch dann, 
wenn vergleichbare Tatbestände in anderen 
Bundesländern oder im Ausland verwirklicht 
wurden.“ 

 
24. Der § 5 Abs. 3 erste Satz lautet: 

„Der Bewilligungswerber ist nicht zuverlässig, 
wenn über sein Vermögen das Insolvenzverfah-
ren mangels kostendeckenden Vermögens nicht 
eröffnet oder aufgehoben wurde und der Zeit-
raum, in dem in der Insolvenzdatei Einsicht für 
diesen Insolvenzfall gewährt wird, noch nicht 
abgelaufen ist.“ 

 
25. Dem § 5 werden folgende Abs. 4 und 5 angefügt: 

„(4) Zum Nachweis der Verlässlichkeit sind 
dem Antrag eine Strafregisterbescheinigung, ein 
Auszug aus der Insolvenzdatei sowie eine Er-
klärung, dass keine Umstände nach Abs. 2 lit. c 
vorliegen, anzuschließen. Diese Bescheinigun-
gen dürfen bei der Vorlage nicht älter als zwei 
Monate sein.  

(5) Unionsbürger oder diesen nach dem Recht 
der Europäischen Union oder aufgrund eines 
Staatsvertrages gleichzustellende Personen kön-
nen die Strafregisterbescheinigung sowie den 

Auszug aus der Insolvenzdatei durch entspre-
chende Bescheinigungen aus deren Herkunfts-
land, werden dort solche nicht ausgestellt, durch 
eine eidesstattliche Erklärung ersetzen.“ 

 
26. Im § 6 Abs. 1 werden die Wörter „Standorten“ 

und „Standorte“ jeweils durch das Wort „Be-
triebsstätten“ ersetzt; weiters wird nach dem 
zweiten Satz folgender Satz eingefügt: 
„Im Falle von Betriebsstätten mit einem Wett-
terminal erhöht sich die Garantie je Wetttermi-
nal um 10.000 Euro.“ 

 
27. Im § 7 Abs. 2 werden in der lit. b am Ende der 

Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgen-
de lit. c und d angefügt: 
„c) Informationen über die Gefahren der Teilnah-

me an Wetten für das Entstehen von Spiel-
sucht einschließlich ihrer negativen Auswir-
kungen sowie über die Möglichkeit von Be-
ratungs- und Abklärungsgesprächen in einer 
dafür geeigneten Einrichtung, 

d) für Betriebsstätten mit einem Wettterminal 
der Hinweis auf die Möglichkeit einer Selbst-
sperre und einer Fremdsperre.“ 

 
28. Nach dem § 7 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 ein-

gefügt und der bisherige Abs. 3 als Abs. 4 be-
zeichnet: 

„(3) Die Landesregierung hat mit Verord-
nung die Informationen nach Abs. 2 lit. c sowie 
die zur Durchführung von Beratungs- und Ab-
klärungsgesprächen geeigneten Einrichtungen 
näher zu bestimmen.“ 

 
29. Im nunmehrigen § 7 Abs. 4 wird das Wort „Be-

hörde“ durch das Wort „Landesregierung“ ersetzt. 
 
30. Nach dem § 7 wird folgender § 7a eingefügt: 
 

„§ 7a 
Eigenschaften von Wettterminals 

(1) Es dürfen nur Wettterminals aufgestellt 
oder betrieben werden, die  
a) ausschließlich die Teilnahme an einer erlaub-

ten Wette ermöglichen, 
b) keine gleichzeitige Bedienung durch mehr 

als eine Person zulassen,  
c) über keine Eigenschaften verfügen, die eine 

Teilnahme an einer Wette über ein anderes 
technisches Gerät als das Wettterminal selbst 
ermöglichen, 

d) mit einer Seriennummer ausgestattet sind, 
und 

e) gegen Datenverlust bei Stromausfall und ge-
gen äußere, elektromagnetische, u.dgl. her-
vorgerufene Einflüsse gesichert sind. 
(2) Die Landesregierung kann, soweit dies 
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erforderlich ist, mit Verordnung die Eigenschaf-
ten nach Abs. 1 näher bestimmen.“ 

 
31. Nach dem § 7a werden folgende Abschnittsbe-

zeichnung und folgende §§ 7b und 7c eingefügt: 
 

„3. Abschnitt 
Besondere gesetzliche Pflichten 

 
§ 7b 

Jugend- und Wettkundenschutz 

(1) Nur volljährigen Personen darf die Teil-
nahme an einer Wette ermöglicht werden. Im 
Zweifelsfalle hat der Bewilligungsinhaber das 
Alter der Wettkunden durch Vorlage eines gül-
tigen amtlichen Lichtbildausweises festzustellen. 

(2) Der Bewilligungsinhaber einer Betriebs-
stätte mit einem Wettterminal muss jedenfalls da-
für sorgen, dass der Zutritt zu Räumen mit einem 
Wettterminal und die Teilnahme an einer Wette 
nur volljährigen Personen ermöglicht wird, die 
ihre Identität durch Vorlage eines gültigen amt-
lichen Lichtbildausweises nachgewiesen haben 
und nicht gesperrt sind. Der Bewilligungsinha-
ber hat die Identität (Name und Geburtsdatum) 
des Wettkunden und die Daten des amtlichen 
Lichtbildausweises, mit dem die Identität nach-
gewiesen wurde, festzuhalten. Diese Informatio-
nen müssen drei Jahre lang aufbewahrt werden. 

(3) Der Bewilligungsinhaber hat vor dem 
Eingang zu Räumen mit einem Wettterminal 
auf das Zutrittsverbot für Kinder und Jugend-
liche im Sinne des Abs. 2 hinzuweisen.  

(4) Jede Person kann sich von der Teilnah-
me an einer Wette in Betriebsstätten mit einem 
Wettterminal selbst sperren lassen (Selbstsper-
re). Die Selbstsperre erfolgt durch schriftliche 
Mitteilung an die Landesregierung oder an den 
Wettunternehmer, der diese Mitteilung unver-
züglich an die Landesregierung weiterzuleiten 
hat. Diese schriftliche Mitteilung ist ab ihrem 
Einlangen bei der Landesregierung unwiderruf-
lich. Der Abs. 9 bleibt unberührt. 

(5) Der Bewilligungsinhaber hat der Lan-
desregierung den Namen und das Geburtsdatum 
einer Person, bei der insbesondere aufgrund der 
Häufigkeit der Teilnahme an Wetten die begrün-
dete Annahme besteht, dass sie spielsuchtge-
fährdet ist, mitzuteilen. 

(6) Wenn die Landesregierung aufgrund einer 
Mitteilung nach Abs. 5 oder sonst Kenntnis da-
von erlangt, dass bei einer Person die begründe-
te Annahme besteht, dass sie spielsuchtgefähr-
det ist, so hat sie darüber die betroffene Person 
schriftlich zu verständigen und ihr Gelegenheit 
zur Stellungnahme binnen zwei Wochen zu ge-
ben. In dieser Verständigung hat die Landes-
regierung über die Gefahren der Teilnahme an 

Wetten für das Entstehen von Spielsucht ein-
schließlich ihrer negativen Auswirkungen so-
wie über die Möglichkeiten von Beratungs- und 
Abklärungsgesprächen in geeigneten Einrich-
tungen zu informieren sowie auf die Rechtsfol-
gen nach den Abs. 7 und 8 hinzuweisen. 

(7) Kann die betroffene Person die begrün-
dete Annahme, dass sie spielsuchtgefährdet ist, 
innerhalb der Frist nach Abs. 6 nicht glaubhaft 
widerlegen, so hat die Landesregierung eine ge-
eignete Einrichtung mit der Durchführung eines 
Abklärungsgespräches mit der betroffenen Per-
son zu beauftragen. 

(8) Verweigert die betroffene Person das Ab-
klärungsgespräch oder wird durch das Abklä-
rungsgespräch die begründete Annahme, dass 
sie spielsuchtgefährdet oder bereits spielsüchtig 
ist, bestätigt, so hat die Landesregierung diese 
Person von der Teilnahme an einer Wette in 
Betriebsstätten mit einem Wettterminal mit Be-
scheid zu sperren (Fremdsperre). 

(9) Eine Aufhebung der Sperre (Abs. 4 
oder 8) ist frühestens nach zwei Jahren und nur 
auf Verlangen der gesperrten Person durch die 
Landesregierung möglich. 

(10) Die Landesregierung hat jedem Bewil-
ligungsinhaber einer Betriebsstätte mit einem 
Wettterminal die Sperre (Abs. 4 oder 8) sowie 
deren Aufhebung samt Namen und Geburts-
datum der gesperrten Person mitzuteilen. 

 
§ 7c 

Betriebszeiten für Wettterminals 

Der Bewilligungsinhaber einer Betriebsstät-
te mit einem Wettterminal muss sicherstellen, 
dass das Wettterminal jedenfalls in der Zeit von 
24 Uhr bis 8 Uhr keine Teilnahme an einer Wet-
te ermöglicht.“ 

 
32. Im § 8 Abs. 1 wird die Wortfolge „Totalisa-

teure und Buchmacher sind“ durch die Wort-
folge „Der Bewilligungsinhaber ist“ ersetzt. 

 
33. Im § 8 Abs. 3 wird die Wortfolge „mittels elek-

tronischer Datenübermittlung“ durch die Wort-
folge „über ein elektronisches Medium (§ 1 
Abs. 4 zweiter Satz)“ ersetzt. 

 
34. In der Überschrift des § 9 wird das Wort „Iden-

tifikationspflicht“ durch die Wortfolge „Maß-
nahmen gegen Geldwäsche“ ersetzt. 

 
35. Im § 9 Abs. 1 letzter Satz wird die Wortfolge 

„ein Jahr“ durch die Wortfolge „drei Jahre“ er-
setzt. 

 
35a. Dem § 9 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:  

„Über Verlangen der Behörde sind ihr näher zu
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bestimmende Auszüge aus dem Wettbuch zu 
übermitteln.“ 

 
36. Der § 9 Abs. 2 lautet: 

„(2) Bei Wetteinsätzen, die pro Wettabschluss 
einen Geldbetrag von 1.000 Euro übersteigen, 
hat der Wettunternehmer im Wettbuch zusätz-
lich die Identität des Wettkunden und die Daten 
des Lichtbildausweises nach § 7b Abs. 2 unter 
Angabe der Höhe des Wetteinsatzes festzuhal-
ten.“ 

 
37. Im § 9 Abs. 4 wird nach dem Wort „Geldwä-

sche“ die Wortfolge „oder Terrorismusfinanzie-
rung“ eingefügt.  

 
38. Dem § 9 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) Über einen Verdacht nach Abs. 4 hat die 
Behörde unverzüglich die Geldwäschemelde-
stelle des Bundes zu informieren.“ 

 
39. Vor dem § 10 wird folgende Abschnittsbezeich-

nung eingefügt: 
 

„4. Abschnitt 
Schlussbestimmungen“ 

 
40. Der § 10 lautet: 
 

„§ 10 
Überwachung 

(1) Den Organen der Behörde sowie den zu-
gezogenen Sachverständigen und Zeugen ist je-
derzeit Zutritt zu allen Räumlichkeiten, in denen 
die Tätigkeit eines Wettunternehmers ausgeübt 
wird, insbesondere in denen Wettterminals auf-
gestellt sind, zu gewähren. Dies gilt auch, wenn 
der begründete Verdacht besteht, dass die Tätig-
keit eines Wettunternehmers ohne Bewilligung 
oder Berechtigung aufgrund einer Anzeige aus-
geübt wird. 

(2) Die Organe der Behörde sowie die zuge-
zogenen Sachverständigen sind jederzeit zur 
Überprüfung berechtigt, ob die Tätigkeit eines 
Wettunternehmers entsprechend den Bestim-
mungen dieses Gesetzes, der erteilten Bewilli-
gung und den darin vorgeschriebenen Auflagen 
und Bedingungen oder der Berechtigung auf-
grund einer Anzeige ausgeübt wird. Den Orga-
nen sowie den zugezogenen Sachverständigen 
sind die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, 
die erforderlichen Überprüfungen zu ermögli-
chen sowie Einblick in die geführten Aufzeich-
nungen zu gewähren. 

(3) Zum Zwecke der Überprüfung von Wett-
terminals sind dem überprüfenden Organ oder 
Sachverständigen die Teilnahme an Wetten ohne 

Entgelt zu ermöglichen und die Wettterminals 
zu öffnen. 

(4) Zur Erwirkung der Zutritts- und Über-
prüfungsrechte gemäß Abs. 1 bis 3 ist die An-
wendung unmittelbarer behördlicher Befehls- 
und Zwangsgewalt zulässig.“ 

 
41. Im § 11 Abs. 2 wird im Einleitungssatz das 

Wort „Behörde“ durch das Wort „Landesregie-
rung“ ersetzt. 

 
42. Im § 11 Abs. 2 lit. a entfällt die Wortfolge „oder 

Pächters“. 
 
43. Der § 11 Abs. 3 lautet: 

„(3) Die Bewilligung ist im Sinne des Abs. 2 
lit. a auch dann zu widerrufen, wenn 
a) ein verantwortlicher Beauftragter im Sinne 

des § 9 Verwaltungsstrafgesetz mehr als 
einmal wegen einer Übertretung im Sinne 
§ 5 Abs. 2 bestraft worden ist und seit den 
einschlägigen Bestrafungen nicht mehr als 
fünf Jahre vergangen sind; 

b) der Bewilligungsinhaber mehr als zweimal 
einen verantwortlichen Beauftragten im 
Sinne des § 9 Verwaltungsstrafgesetz oder 
einen Geschäftsführer, der zumindest ein-
mal wegen einer Übertretung im Sinne § 5 
Abs. 2 bestraft worden ist, abberufen hat 
und seit den einschlägigen Abberufungen 
nicht mehr als fünf Jahre vergangen sind.“ 

 
44. Im § 11 Abs. 4 wird das Wort „Behörde“ durch 

das Wort „Landesregierung“ ersetzt. 
 

45. Im § 11 Abs. 5 wird jeweils das Wort „Be-
hörde“ durch das Wort „Landesregierung“ er-
setzt; weiters wird im § 11 Abs. 5 die Wortfolge 
„Buchmacher und Totalisateur“ durch das Wort 
„Wettunternehmer“ ersetzt. 

 
46. Dem § 11 wird folgender Abs. 6 angefügt: 

„(6) Im Fall des Erlöschens oder des Ruhens 
der Bewilligung gilt die Verständigungspflicht 
nach § 3 Abs. 5 sinngemäß.“ 

 
47. Der § 12 lautet: 
 

„§ 12 
Betriebsschließung und Beschlagnahme 

(1) Besteht der begründete Verdacht, dass 
die Tätigkeit des Wettunternehmers ohne oder 
entgegen der Bewilligung oder der Berechtigung 
aufgrund einer Anzeige ausgeübt wird und ist 
anzunehmen, dass diese Tätigkeit fortgesetzt 
wird, so kann die Behörde die gänzliche oder 
teilweise Schließung des Betriebes oder Be-
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schlagnahme der Wettterminals einschließlich 
technischer Hilfsmittel verfügen. 

(2) Bei Gefahr im Verzug ist zur Betriebs-
schließung oder Beschlagnahme nach Abs. 1 
die Anwendung unmittelbarer behördlicher Be-
fehls- und Zwangsgewalt zulässig.  

(3) Erwachsen der Behörde durch die Be-
schlagnahme nach Abs. 1 oder 2 Kosten, so sind 
diese dem Wettunternehmer zum Ersatz vorzu-
schreiben.“ 

 
48. Der § 13 lautet: 
 

„§ 13 
Behörde 

(1) Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist die 
Bezirkshauptmannschaft, soweit nicht eine Zu-
ständigkeit der Landesregierung festgelegt ist.  

(2) Die Landesregierung kann mit Verord-
nung ihre Zuständigkeit in einzelnen oder allen 
Angelegenheiten auf die Bezirkshauptmannschaft 
übertragen, wenn es im Interesse der Zweck-
mäßigkeit, Einfachheit und Raschheit gelegen 
ist. 

(3) Über Berufungen gegen Entscheidungen 
der Behörde entscheidet der Unabhängige Ver-
waltungssenat.“ 

 
49. Im § 14 Abs. 1 wird die Wortfolge „§ 15 Abs. 1 

lit. a und i“ durch die Wortfolge „§ 12 und § 15 
Abs. 1 lit. a bis c, h und j“ ersetzt. 

 
50. Nach dem § 14 wird folgender § 14a eingefügt: 

 
„§ 14a 

Verwenden von Daten 

(1) Die Landesregierung ist ermächtigt, die 
für die Vollziehung dieses Gesetzes erforder-
lichen Daten automationsunterstützt zu verwen-
den. Erforderlich sind insbesondere folgende 
Daten: 
a) Identifikations- und Erreichbarkeitsdaten des 

Bewilligungsinhabers und – bei juristischen 
Personen und eingetragenen Personengesell-
schaften – auch des Geschäftsführers, der 
verantwortlichen Person sowie der gesperr-
ten Personen, 

b) Daten über die bewilligten Betriebsstätten 
und Wettterminals, 

c) Daten über den Beginn, die Dauer und das 
Erlöschen der Bewilligung. 
(2) Die Landesregierung ist verpflichtet, den 

Bezirkshauptmannschaften die Daten nach Abs. 1 
zu übermitteln oder ihnen eine automationsun-
terstützte Abfrage zu ermöglichen, soweit diese 
Daten für die Vollziehung dieses Gesetzes er-
forderlich sind. 

(3) Die Bezirkshauptmannschaften sind ver-
pflichtet, der Landesregierung die Daten über 
eine Bestrafung wegen einer Übertretung im 
Sinne des § 5 Abs. 2 lit. c zu übermitteln oder 
ihr eine automationsunterstützte Abfrage zu er-
möglichen, soweit diese Daten für die Überprü-
fung der Zuverlässigkeit erforderlich sind. 

(4) Die Bezirkshauptmannschaft hat die Ge-
meinde, in der die Betriebsstätte liegt, über den 
Ausgang einer Beschlagnahme nach § 12 Abs. 1 
oder eines Verwaltungsstrafverfahrens nach § 15 
Abs. 1 lit. a, sofern die Tätigkeit als Wettunter-
nehmer über Wettterminals ausgeübt wird, zu 
informieren. 

 
51. Der § 15 Abs. 1 lautet: 

„(1) Eine Übertretung begeht, wer 
a) die Tätigkeit als Wettunternehmer ohne die 

erforderliche Bewilligung oder Berechtigung 
aufgrund einer Anzeige ausübt, 

b) den im Bewilligungsbescheid festgelegten 
Bedingungen zuwiderhandelt oder die Auf-
lagen nicht erfüllt oder entgegen § 7a Abs. 1 
oder einer auf § 7a Abs. 2 beruhenden Ver-
ordnung ein Wettterminal aufstellt oder be-
treibt, 

c) als Wettunternehmer die Teilnahme an einer 
verbotenen Wette (§ 1 Abs. 6) ermöglicht,  

d) die Tätigkeit als Wettunternehmer in einer 
Betriebsstätte ausübt, obwohl die verant-
wortliche Person nicht in der Lage ist, die 
Einhaltung der Bestimmungen dieses Ge-
setzes zu überwachen,  

e) ein unrichtiges Gutachten nach § 3 Abs. 4 
erstellt, 

f) die Tätigkeit als Wettunternehmer ohne auf-
rechte Bankgarantie ausübt, 

g) die Tätigkeit als Wettunternehmer entgegen 
dem Wettreglement ausübt oder das Wett-
reglement nicht ordnungsgemäß aushängt 
oder sonst der Öffentlichkeit zugänglich 
macht (§ 7) oder das Wettreglement entge-
gen § 16 Abs. 5 nicht anpasst,  

h) den Vorschriften des § 7b Abs. 1 bis 5 oder 
§ 7c zuwiderhandelt, 

i) die Betriebsstätte nicht ordnungsgemäß kenn-
zeichnet (§ 8), 

j) den Vorschriften des § 9 oder einer darauf 
beruhenden Verordnung zuwiderhandelt, 

k) die Organe der Behörde oder die zugezoge-
nen Sachverständigen oder Zeugen an der 
Ausübung der ihnen gemäß § 10 zustehen-
den Rechte hindert.“ 

 
52. Der § 15 Abs. 2 und 3 lautet: 

„(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer 

in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden straf-
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baren Handlung bildet, sind Übertretungen nach 
den Abs. 1 und 2 von der Bezirkshauptmann-
schaft mit einer Geldstrafe bis zu 25.000 Euro 
zu bestrafen.“  

 
53. Dem § 15 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) Wettterminals, die entgegen diesem Ge-
setz aufgestellt oder betrieben werden, können 
unabhängig von einer Bestrafung einschließlich 
technischer Hilfsmittel und des allenfalls darin 
befindlichen Geldes für verfallen erklärt wer-
den.“ 

 
54. Der § 16 lautet: 
 

„§ 16 
Übergangsbestimmungen 

(1) Bewilligungen, die nach den bisher gel-
tenden Vorschriften erteilt wurden und zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes über 
eine Änderung des Wettengesetzes, LGBl.Nr. 
9/2012, aufrecht sind, gelten als Bewilligungen 
im Sinne des § 3 Abs. 1 oder 2 des Gesetzes 
über eine Änderung des Wettengesetzes, LGBl. 
Nr. 9/2012; Befristungen bleiben erhalten. Die 
Abs. 5 und 6 bleiben unberührt. 

(2) Eine Bewilligung, die nach den bisher 
geltenden Vorschriften erteilt wurde und zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes über 
eine Änderung des Wettengesetzes, LGBl.Nr. 
9/2012, aufrecht ist, berechtigt zur Ausübung 
der Tätigkeit des Buchmachers oder Totalisa-
teurs über Wettterminals nur bis zum Ablauf von 
sechs Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes 
über eine Änderung des Wettengesetzes, LGBl. 
Nr. 9/2012 Die Abs. 5 und 6 bleiben unberührt.  

(3) Sofern innerhalb von sechs Monaten 
nach Inkrafttreten des Gesetzes über eine Ände-

rung des Wettengesetzes, LGBl.Nr. 9/2012, ein 
Antrag auf Bewilligung nach § 3 Abs. 1 oder 2 
in Verbindung mit Abs. 3 gestellt wird, so be-
rechtigt eine Bewilligung nach Abs. 2 zur Aus-
übung der Tätigkeit über Wettterminals bis zur 
Entscheidung über diesen Antrag. 

(4) Die Abs. 2 und 3 gelten sinngemäß für 
Vermittler von Wettkunden, die diese Tätigkeit 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes 
über eine Änderung des Wettengesetzes, LGBl. 
Nr. 9/2012, aufgrund einer gewerberechtlichen 
Berechtigung ausüben. 

(5) Wird die Tätigkeit eines Wettunterneh-
mers aufgrund einer Bewilligung im Sinne des 
Abs. 1 oder 2 ausgeübt, so ist spätestens inner-
halb von zwei Monaten nach Inkrafttreten des 
Gesetzes über eine Änderung des Wettengeset-
zes, LGBl.Nr. 9/2012, das Wettreglement an 
die Bestimmungen des § 7 Abs. 2 lit. c und im 
Falle der Ausübung der Tätigkeit aufgrund einer 
Bewilligung nach Abs. 2 auch an die Bestim-
mungen des § 7 Abs. 2 lit. d anzupassen. 

(6) Wird die Tätigkeit eines Wettunterneh-
mers aufgrund einer Berechtigung im Sinne des 
Abs. 1 bis 4 ausgeübt, so sind das Verbot von 
Livewetten (§ 1 Abs. 6) sowie die Identifika-
tions- und Registrierungsverpflichtung nach 
§ 7b Abs. 2 erst nach Ablauf von sechs Mona-
ten nach Inkrafttreten des Gesetzes über eine 
Änderung des Wettengesetzes, LGBl.Nr. 9/2012, 
einzuhalten. 

(7) Für den Fall, dass die Änderungen des 
§ 14 Abs. 1 in der Fassung LGBl.Nr. 9/2012 
oder einzelne Teile davon nicht kundgemacht 
werden können, ist das Gesetz über eine Ände-
rung des Wettengesetzes, LGBl.Nr. 9/2012, 
ohne diese Änderungen oder ohne diese Teile 
kundzumachen.“ 

 
Die Landtagspräsidentin: 

D r .  B e r n a d e t t e  M e n n e l  

Der Landeshauptmann: 

M a g .  M a r k u s  W a l l n e r
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10. 
Gesetz 

über eine Änderung des Landes-Jugendwohlfahrtsgesetzes 

 
Der Landtag hat beschlossen: 
 
Das Landes-Jugendwohlfahrtsgesetz, LGBl.Nr. 

46/1991, in der Fassung LGBl.Nr. 7/1993, Nr. 8/ 
1997, Nr. 14/2000, Nr. 58/2001, Nr. 27/2005, Nr. 
36/2009 und Nr. 63/2010, wird wie folgt geändert: 
 
1. Nach dem § 29 werden folgende §§ 29a und 

29b eingefügt: 
 

„§ 29a 
Verwenden personenbezogener Daten 

(1) Die Landesregierung bzw. die Bezirks-
hauptmannschaft ist ermächtigt, Daten zu ver-
wenden: 
a) von Minderjährigen sowie von jungen Er-

wachsenen (nach den Bedingungen des § 3 
Abs. 7), die Ziel eines Hilfsangebotes oder 
einer Maßnahme nach diesem Gesetz sind: 
1. Namen, frühere Namen, Geschlecht, Ge-

burtsdatum, Geburtsort, Staatsangehörig-
keit, Wohnanschrift, Telefonnummern, 
e-Mail-Adressen, Familienstand, beruf-
liche Qualifikation, Bankverbindung, be-
reichsspezifisches Personenkennzeichen 
und Sozialversicherungsnummer; Ge-
sundheitsdaten und strafrechtliche Ver-
urteilungen, soweit diese für die Wahr-
nehmung der Aufgaben der Jugendwohl-
fahrt unbedingt erforderlich sind; 

2. Angaben zur Art der Gefährdung des 
Minderjährigen, zu Maßnahmen zur Ab-
wehr der Gefährdung oder zu Hilfs- und 
Fördermaßnahmen; 

b) von Erziehungsberechtigten und sonstigen 
Bezugspersonen, soweit dies für die Wahr-
nehmung der Aufgaben der Jugendwohlfahrt 
erforderlich ist: 
1. Namen, frühere Namen, Geschlecht, Ge-

burtsdatum, Geburtsort, Staatsangehörig-
keit, Wohnanschrift, Telefonnummern, 
e-Mail-Adressen, Familienstand, beruf-
liche Qualifikation, Bankverbindung, be-
reichsspezifisches Personenkennzeichen 
und Sozialversicherungsnummer; Ge-
sundheitsdaten und strafrechtliche Ver-
urteilungen, soweit diese für die Wahr-
nehmung der Aufgaben der Jugendwohl-
fahrt unbedingt erforderlich sind; 

2. Angaben im Zusammenhang mit Gefähr-
dungen und Maßnahmen nach lit. a Z. 2. 

(2) Die Einrichtungen der freien Jugend-
wohlfahrt sind ermächtigt, Daten nach Abs. 1 
zu verwenden, soweit dies zur Erfüllung von Be-
treuungsleistungen im Einzelfall erforderlich ist. 

(3) Die Landesregierung bzw. die Bezirks-
hauptmannschaft ist ermächtigt, zum Zweck der 
Wahrnehmung der Aufgaben der Jugendwohl-
fahrt einschließlich der Abrechnung von Hilfen 
und Maßnahmen folgende Daten von natürlichen 
und juristischen Personen, die an der Aufgaben-
erfüllung beteiligt sind, zu verwenden: 
a) hinsichtlich natürlicher Personen: Name, ehe-

malige Namen, Geschlecht, Geburtsdatum, 
Geburtsort, Adresse, Telefonnummern, e-
Mail-Adressen, Faxnummern, Familienstand, 
Bankverbindung, bereichsspezifisches Per-
sonenkennzeichen, Sozialversicherungsnum-
mer, berufliche Qualifikation sowie dienst- 
und besoldungsrechtliche Stellung; 

b) hinsichtlich juristischer Personen: Name der 
juristischen Person sowie ihrer verantwort-
lichen und vertretungsbefugten Organe, Mit-
arbeiter, Vollmachten, Sitz, Adresse, Firmen-
buchnummer, zentrale Vereinsregister-Zahl, 
Telefonnummern, e-Mail-Adressen, Fax-
nummern, Bankverbindung; 

c) Art, Anzahl, Dauer, Tarife und Kosten der 
erbrachten Hilfen und Maßnahmen, Angaben 
über betreute Minderjährige oder junge Er-
wachsene (nach den Bedingungen des § 3 
Abs. 7). 
(4) Die Landesregierung bzw. die Bezirks-

hauptmannschaft ist ermächtigt, zum Zweck der 
Eignungsbeurteilung und Aufsicht (§§ 14 bis 23) 
folgende Daten von natürlichen und juristischen 
Personen, die an der Wahrnehmung der Aufga-
ben der Jugendwohlfahrt beteiligt sind, sowie 
von Annehmenden (§ 23) zu verwenden: 
a) hinsichtlich natürlicher Personen: Name, ehe-

malige Namen, Geschlecht, Geburtsdatum, 
Geburtsort, Adresse, Telefonnummern, e-
Mail-Adressen, Faxnummern, Familienstand, 
berufliche Qualifikation, Staatsangehörig-
keit, bereichsspezifisches Personenkennzei-
chen, Sozialversicherungsnummer, Daten 
zur wirtschaftlichen Eignungsprüfung; 

b) hinsichtlich natürlicher Personen, die unmit-
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telbar Minderjährige betreuen, sowie Perso-
nen, die mit Pflegepersonen im Sinne des 
§ 14 und mit Annehmenden (§ 23) nicht nur 
vorübergehend im gemeinsamen Haushalt 
leben: Daten gemäß lit. a und darüber hin-
aus Daten über die Gesundheit, strafrechtli-
che Verurteilungen sowie über die Eignung 
als Betreuungsperson; 

c) hinsichtlich juristischer Personen: Name der 
juristischen Person sowie ihrer verantwortli-
chen und vertretungsbefugten Organe, Mit-
arbeiter, Vollmachten, Sitz, Adresse, Fir-
menbuchnummer, zentrale Vereinsregister-
Zahl, Telefonnummern, e-Mail-Adressen, 
Faxnummern, berufliche Qualifikation der 
Mitarbeiter, Daten zur wirtschaftlichen Eig-
nungsprüfung; 

d) Daten im Zusammenhang mit der Aufsichts-
tätigkeit. 
(5) Die Landesregierung bzw. die Bezirks-

hauptmannschaft ist ermächtigt, Verknüpfungs-
abfragen aus dem zentralen Melderegister auch 
nach dem alleinigen Abfragekriterium des Wohn-
sitzes (§ 16a Abs. 3 Meldegesetz) durchzuführen 
und weiterzuverwenden, soweit dies zur Wahr-
nehmung der Aufgaben der Jugendwohlfahrt 
erforderlich ist. Nicht benötigte Daten sind zu 
löschen. 

(6) Ergibt sich ein begründeter Verdacht 
gegen eine bestimmte Person im Hinblick auf 
eine strafbare Handlung gegen einen Minderjäh-
rigen, kann die Landesregierung bzw. die Be-
zirkshauptmannschaft zum Zweck der Wahrneh-
mung der Aufgaben der Jugendwohlfahrt, ins-
besondere zur Abklärung, inwieweit das Wohl 
des Minderjährigen durch diese Person gefähr-
det ist, Daten bezüglich dieser Person aus fol-
genden Registern des Bundes abfragen: 
a) aus der zentralen Informationssammlung nach 

§ 57 Abs. 1 Z. 6 des Sicherheitspolizeigeset-
zes (Kriminalpolizeilicher Aktenindex); 

b) aus der zentralen Gewaltschutzdatei nach 
§ 58c des Sicherheitspolizeigesetzes. 
(7) Bei begründetem Verdacht kann die Lan-

desregierung bzw. die Bezirkshauptmannschaft 
zum Zwecke der Eignungsbeurteilung und Auf-
sicht (§§ 14 bis 23) Sonderauskünfte zu Sexual-
straftätern gemäß § 9a Strafregistergesetz in Be-
zug auf natürliche Personen, die an der Wahr-
nehmung der Aufgaben der Jugendwohlfahrt 
beteiligt sind, sowie von Annehmenden bei der 
Bundespolizeidirektion Wien einholen. 

(8) Den Verdacht betreffende personenbe-
zogene Daten nach den Abs. 6 und 7 dürfen je-
denfalls bis zur Klärung verarbeitet und soweit 
es das Kindeswohl erfordert an Sicherheits- und 
Justizbehörden für Zwecke der Gefahrenabwehr 
und Strafverfolgung übermittelt werden. Durch 

Abfragen nach den Abs. 6 und 7 gewonnene 
Daten, die offenkundig keinen Bezug zum Ver-
dacht aufweisen, dürfen nicht weiter verwendet 
werden. Andere durch Abfragen nach den Abs. 6 
und 7 gewonnene Daten dürfen zur Verdachts-
klärung weiter verwendet werden. Erhärtet sich 
der zugrundeliegende Verdacht nicht, sind die 
Daten Verdächtiger mit Ausnahme der für die 
Dokumentation unerlässlichen Angaben (§ 29b 
Abs. 3) zu löschen. 

(9) Bei einer Änderung der örtlichen Zu-
ständigkeit sind bei einer Bezirkshauptmann-
schaft eventuell vorhandene Datensätze an die 
nunmehr zuständige Bezirkshauptmannschaft 
im Land bzw. an die Träger der öffentlichen Ju-
gendwohlfahrt anderer Länder zu übermitteln. 

(10) Die Landesregierung und die Bezirks-
hauptmannschaften haben organisatorisch-tech-
nische Vorkehrungen zu treffen, die sicherstel-
len, dass 
a) Daten der betroffenen Minderjährigen spä-

testens mit dem Erreichen der Volljährigkeit 
bzw. Daten junger Erwachsener (§ 3 Abs. 7) 
spätestens mit dem Ende des Betreuungsver-
hältnisses von Amts wegen gelöscht werden; 
davon ausgenommen sind Daten, die in der 
Dokumentation (§ 29) enthalten sind; diese 
sind nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu 
löschen; 

b) Abfragen nach den Abs. 6 und 7 nur von Be-
diensteten durchgeführt werden, die hierzu 
durch den zuständigen Behördenleiter be-
sonders ermächtigt sind; 

c) Abfragen nach den Abs. 5 bis 7 vollständig 
und in einer Weise automationsunterstützt 
protokolliert werden, die gewährleistet, dass 
der Zeitpunkt, der Anlass der Abfrage, die 
abgefragten Daten sowie der Bedienstete, der 
die Abfrage durchgeführt oder veranlasst hat, 
nachvollziehbar sind; die Protokolldaten sind 
durch geeignete Vorkehrungen gegen zweck-
fremde Verwendung und sonstigen Miss-
brauch zu schützen und drei Jahre aufzube-
wahren; nach Ablauf der Aufbewahrungs-
frist sind die Protokolldaten unverzüglich zu 
löschen. 

 
§ 29b 

Dokumentation 

(1) Über die erbrachten Hilfen und Maßnah-
men haben die Bezirkshauptmannschaft und die 
Einrichtungen der freien Jugendwohlfahrt für 
Zwecke der Gewährung der fachlich einwand-
freien Aufgabenwahrnehmung, der Fachaufsicht 
sowie der Erreichung der in Abs. 4 genannten 
Zwecke eine schriftliche Dokumentation zu füh-
ren. 
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(2) Die Dokumentation hat Angaben über 
betroffene Stellen, Erbringer von Hilfen und 
Maßnahmen, verantwortliche und beigezogene 
Fachleute sowie Art, Umfang und Dauer der er-
brachten Hilfen und Maßnahmen zu enthalten. 

(3) Die Dokumentation über die Behand-
lung von Meldungen nach den §§ 32 und 32a 
hat darüber hinaus Angaben zu deren Inhalt, 
Art und Umfang der festgestellten Gefährdung, 
Sozialanamnese der betroffenen Minderjährigen 
sowie Daten von Auskunftspersonen zu ent-
halten. 

(4) Die Dokumentationen sind wirksam ge-
gen unbefugten Zugang, unbefugte oder zufäl-
lige Veränderung und unbefugte Bekanntgabe 
zu schützen. Sie ist ab Beendigung des Betreu-
ungsverhältnisses 30 Jahre und hinsichtlich Ab-
stammungsdaten unbegrenzt aufzubewahren. 
Der Zugang zur Dokumentation ist nach Been-
digung des Betreuungsverhältnisses nur für Zwe-
cke der Aufsicht, der Abklärung von Kindes-
wohlgefährdungen, die Verfolgung von Rechts-
ansprüchen im Interesse betroffener Minderjäh-
riger bzw. junger Erwachsener (§ 3 Abs. 7) und 
zur Verfolgung gerichtlich strafbarer Handlun-
gen gegen die vorgenannten Betroffenen zuläs-
sig.“ 

 
2. Dem § 31 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Auf eine allfällige Dringlichkeit, insbesondere 
im Zusammenhang mit dem Verdacht einer straf-
baren Handlung (§ 32a), ist hinzuweisen.“ 

 
3. Die Überschrift des § 32a lautet: 
 

„§ 32a 
Erfassung und Prüfung von Meldungen 

betreffend Vernachlässigung,  
Misshandlung, Quälen, sexuellen 

Missbrauch oder eine andere  
erhebliche Gefährdung des  

Wohls von Minderjährigen“  
 
4. Der § 32a Abs. 1 lautet: 

„(1) Die örtlich zuständige Bezirkshaupt-
mannschaft hat Meldungen über den Verdacht 
der Vernachlässigung, der Misshandlung, des 
Quälens, des sexuellen Missbrauchs oder eine 
andere erhebliche Gefährdung des Wohls von 
Minderjährigen, welche gemäß § 32, aufgrund 
einer berufsrechtlichen Ermächtigung oder Ver-
pflichtung oder aufgrund glaubhafter Meldun-
gen Dritter an den Jugendwohlfahrtsträger er-
stattet werden, personenbezogen zu erfassen 
und unter Berücksichtigung der Dringlichkeit 
eine Abklärung der Kindeswohlgefährdung ein-
zuleiten, um das Gefährdungsrisiko einzuschät-
zen. In Bezug auf die Personen, die Meldungen 
erstatten, gilt § 29a Abs. 1 lit. b sinngemäß. Er-
härtet sich der Verdacht nicht, gilt in Bezug auf 
die erhobenen und verarbeiteten Daten § 29a 
Abs. 8.“ 

 
5. Im § 32a entfällt der Abs. 3; der bisherige Abs. 4 

wird als Abs. 3 bezeichnet. 
 
6. Im nunmehrigen § 32a Abs. 3 wird das Wort 

„Mitteilungen“ durch das Wort „Meldungen“ 
ersetzt. 

 
Die Landtagspräsidentin: 

D r .  B e r n a d e t t e  M e n n e l  

Der Landeshauptmann: 

M a g .  M a r k u s  W a l l n e r

11. 
Gesetz 

über eine Änderung des Kriegsopferabgabegesetzes 

 
Der Landtag hat beschlossen: 
 
Das Kriegsopferabgabegesetz, LGBl.Nr. 40/ 

1989, in der Fassung LGBl.Nr. 6/1992, Nr. 60/1994, 
Nr. 58/2001 und Nr. 9/2011, wird wie folgt geän-
dert: 

 

1. Der § 2 Abs. 4 letzter Satz entfällt. 
 
2. Dem § 14 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) Das Gesetz über eine Änderung des 
Kriegsopferabgabegesetzes, LGBl.Nr. 11/2012, 
tritt am 1. März 2011 in Kraft.“ 

 
Die Landtagspräsidentin: 

D r .  B e r n a d e t t e  M e n n e l  

Der Landeshauptmann: 

M a g .  M a r k u s  W a l l n e r
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12. 
Gesetz 

über eine Änderung des Gemeindevergnügungssteuergesetzes 

 
Der Landtag hat beschlossen: 

 
Das Gemeindevergnügungssteuergesetz, LGBl. 

Nr. 49/1969, in der Fassung LGBl.Nr. 18/1971, Nr. 
5/1992, Nr. 59/1994, Nr. 58/2001 und Nr. 10/2011, 
wird wie folgt geändert: 

 

1. Der § 4 Abs. 2 letzter Satz entfällt. 
 
2. Im § 12 wird der bisherige Text als Abs. 1 be-

zeichnet und folgender Abs. 2 angefügt: 
„(2) Das Gesetz über eine Änderung des Ge-

meindevergnügungssteuergesetzes, LGBl.Nr. 12/ 
2012, tritt am 1. März 2011 in Kraft.“ 

 
Die Landtagspräsidentin: 

D r .  B e r n a d e t t e  M e n n e l  

Der Landeshauptmann: 

M a g .  M a r k u s  W a l l n e r

13. 
Verordnung 

der Landesregierung über das Ausmaß des Beitrages zur Förderung der Bodenseefischerei 

 
Auf Grund der §§ 15 und 16 des Bodenseefi-

schereigesetzes, LGBl.Nr. 1/2002, wird verordnet: 
 

§ 1 
Beitrag für die Ausübung der  

Berufsfischerei 

Der Beitrag zur Förderung der Bodenseefische-
rei für die Ausübung der Berufsfischerei beträgt für 
die Ausstellung eines Patentes (Halden- oder Hoch-
seepatent)  
a) für ein Jahr 100 Euro 
b) für zwei Jahre 200 Euro 
c) für drei Jahre 300 Euro. 
 

§ 2 
Beitrag für die Ausübung der  

Sportfischerei 

Der Beitrag zur Förderung der Bodenseefische-
rei für die Ausübung der Sportfischerei beträgt 

a) im Falle der Erteilung einer Er-
laubnis für die Dauer von höchs-
tens einer Woche 1,70 Euro 

b) im Falle der Erteilung einer Er-
laubnis für die Dauer von mehr 
als einer Woche  
1. zur Fischerei vom Ufer aus  4,00 Euro 
2. zur Fischerei vom Ufer und 

vom Boot oder nur vom Boot 
aus 7,00 Euro. 

 
§ 3 

Inkrafttreten,  
Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 2013 in 
Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung 
tritt die Verordnung über das Ausmaß des Beitra-
ges zur Förderung der Bodenseefischerei, LGBl. 
Nr. 66/2000, außer Kraft. 

 
Für die Vorarlberger Landesregierung: 

Der Landeshauptmann: 

M a g .  M a r k u s  W a l l n e r
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14. 
Verordnung 

der Landesregierung über eine Änderung der Landes-Arbeitsstoffeverordnung*)  

 
Auf Grund der §§ 11 lit. e bis j und 19 Abs. 2 

lit. c, d und i des Landes- und Gemeindebedienste-
ten-Schutzgesetzes, LGBl.Nr. 14/1999, in der Fas-
sung LGBl.Nr. 5/2007, wird verordnet: 
 

Die Landes-Arbeitsstoffeverordnung, LGBl.Nr. 
23/2004, in der Fassung LGBl.Nr. 11/2008 und Nr. 
50/2010, wird wie folgt geändert: 
 
1. Im § 3 Abs. 2 lit. c wird die Wortfolge „Verord-

nung des Bundesministers für Wirtschaft und 
Arbeit über Grenzwerte für Arbeitsstoffe und 
über krebserzeugende Arbeitsstoffe“ durch die 
Wortfolge „Verordnung des Bundesministers 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
über Grenzwerte  für Arbeitsstoffe sowie über 
krebserzeugende und fortpflanzungsgefährdende 
(reproduktionstoxische) Arbeitsstoffe (Grenz-
werteverordnung 2011)“ ersetzt. 

 

2. Im § 4 Abs. 3 erster Satz und in der lit. a wird 
jeweils die Wortfolge „Grenzwerteverordnung 
2007 des Bundesministers für Wirtschaft und 
Arbeit“ durch die Wortfolge „Grenzwertever-
ordnung 2011“ ersetzt. 

 
3. Im § 5 Abs. 3 wird die Wortfolge „Grenzwerte-

verordnung 2007 des Bundesministers für Wirt-
schaft und Arbeit“ durch die Wortfolge „Grenz-
werteverordnung 2011“ ersetzt. 

 
4. Im § 15 wird die Wortfolge „Anhänge I, III 

bis V der Verordnung des Bundesministers für 
Wirtschaft und Arbeit über Grenzwerte für Ar-
beitsstoffe und über krebserzeugende Arbeits-
stoffe (Grenzwerteverordnung 2007)“ durch die 
Wortfolge „Anhänge I, III bis VI der Grenz-
werteverordnung 2011“ ersetzt. 

 

 
Für die Vorarlberger Landesregierung: 

Der Landeshauptmann: 

M a g .  M a r k u s  W a l l n e r
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
_________________________________  
*) Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2009/161/EU. 

 


